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233. Bundesgesetz vom 9. Juli 1970
über die Schätzung des landwirtschaftlichen
Kulturbodens (Bodenschätzungsgesetz 1970)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die landwirtschaftlich nutzbaren Bo-
denflächen des Bundesgebietes sind zur Schaffung
von Bewertungsgrundlagen für steuerliche Zwecke
einer Bodenschätzung zu unterziehen.

(2) Die Bodenschätzung umfaßt:
1. die Untersuchung des Bodens auf seine Be-

schaffenheit und die kartenmäßige Darstellung
des Untersuchungsergebnisses (Bestandsauf-
nahme),

2. die Feststellung der Ertragsfähigkeit auf
Grund der natürlichen Ertragsbedingungen, das
sind Bodenbeschaffenheit, Geländegestaltung,
klimatische Verhältnisse (§ 32 Abs. 3 Z. 1 des
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148) und
Wasserverhältnisse.

(3) Die Feststellungen der Bodenschätzung
(Abs. 2) sind in den Schätzungsbüchern (Feld-
schätzungsbuch, Schätzungsbuch für Ackerland
und Schätzungsbuch für Grünland) und in den
Schätzungskarten (Feldschätzungskarte und Schät-
zungsreinkarte) festzuhalten.

(4) Für die Durchführung der Bodenschätzung
ist örtlich das Finanzamt zuständig, in dessen
Bereich die zu schätzende Bodenfläche gelegen
ist. Sachlich sind die Finanzämter mit allgemei-
nem Aufgabenkreis zuständig.

§ 2. (1) Die Musterstücke der Bodenschätzung
(§ 5) sind in Zeitabschnitten von zwanzig Jahren
zu überprüfen. Die Überprüfung hat sich darauf
zu erstrecken, ob und in welchem Umfang sich
das Ertragsverhältnis der Bodenflächen innerhalb
des Bundesgebietes zueinander verschoben hat.

(2) Im Zusammenhang mit der Überprüfung
nach Abs. 1 sind auch die Ergebnisse der Boden-
schätzung zu überprüfen. Hiebei ist auch zu er-
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heben, inwieweit die den Bodenschätzungsergeb-
nissen zugrunde gelegten Gegebenheiten noch mit
der Natur übereinstimmen.

(3) Ergibt die Überprüfung nach Abs. 2, daß
eine wesentliche und nachhaltige Änderung der
Ertragsfähigkeit eingetreten ist, so sind die Bo-
denschätzungsergebnisse dementsprechend abzu-
ändern. Die Ergebnisse der Abänderung sind in
den Schätzungsbüchern und den Schätzungskarten
(§ 1 Abs. 3) zu erfassen.

(4) Die Abänderung wirkt vom Beginn des
der Überprüfung nachfolgenden Kalenderjahres.

§ 3. (1) Wenn sich die natürlichen Ertrags-
bedingungen (5 1 Abs. 2 Z. 2), die den Boden-
schätzungsergebnissen einzelner Bodenflächen zu-
grunde liegen, durch natürliche Ereignisse (zum
Beispiel Vermurungen, Bergrutsche) oder durch
künstliche Maßnahmen (zum Beispiel Ent- und
Bewässerungen, Kraftwerks- und Straßenbauten)
wesentlich und nachhaltig verändert haben oder
die Benützungsart (§ 10 des Vermessungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 306/1968) nachhaltig geändert
wurde, ist eine Nachschätzung durchzuführen.

(2) Im Rahmen der Nachschätzung sind Flä-
chen, die nicht mehr zum landwirtschaftlichen
Kulturboden gehören, auszuscheiden, sowie Flä-
chen, die bisher nicht einer Bodenschätzung un-
terzogen waren, nunmehr aber als landwirtschaft-
licher Kulturboden anzusehen sind, zu erfassen.

(3) Die Nachschätzung umfaßt:
1. die Feststellung der geänderten Ertragsfähig-

keit und
2. deren Erfassung in den Schätzungsbüchern

und den Schätzungskarten.

(4) Die Nachschätzung wirkt vom Beginn jenes
Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr nachfolgt,
in welchem erstmalig die Voraussetzungen für
eine Nachschätzung im Sinne des Abs. 1 gegeben
sind. Spätestens wirkt die Nachschätzung vom
Beginn jenes Kalenderjahres, das dem Kalender-
jahr nachfolgt, in welchem das zuständige
Finanzamt von der Änderung der Ertragsfähig-
keit Kenntnis erlangt hat.

§ 4. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat
zu seiner Unterstützung und Beratung bei der
Bodenschätzung einen Bundesschätzungsbeirat
zu bilden.

Dem Bundesschätzungsbeirat gehören an:
1. ein vom Bundesminister für Finanzen be-

auftragter rechtskundiger Bundesbeamter als Vor-
sitzender des Bundesschätzungsbeirates,

2. der technische Leiter der Bodenschätzung
im Bundesministerium für Finanzen,

3. zwölf unter Bedachtnahme auf den Vor-
schlag der Präsidentenkonferenz der Landwirt-
schaftskammern Österreichs im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft berufene Mitglieder, die Landwirte

sind oder, ohne die Landwirtschaft auszuüben,
über eingehende Sachkenntnis auf dem Gebiet der
Landwirtschaft oder der Bodenkunde verfügen.

(2) Die Finanzlandesdirektionen haben zu
ihrer Unterstützung und Beratung bei der Boden-
schätzung für den Bereich jedes Bundeslandes
einen Landesschätzungsbeirat zu bilden. Diesem
gehören an:

1. der Präsident der zuständigen Finanzlandes-
direktion oder ein von ihm allgemein oder im
einzelnen Fall beauftragter rechtskundiger Bun-
desbeamter als Vorsitzender des Landesschät-
zungsbeirates,

2. der technische Leiter der Bodenschätzung
hei der zuständigen Finanzlandesdirektion,

3. drei unter Bedachtnahme auf den Vorschlag
der zuständigen Landeslandwirtschaftskammer
berufene Mitglieder, die die im Abs. 1 Z. 3 vor-
gesehenen Voraussetzungen erfüllen. Eine gleich-
zeitige Mitgliedschaft im Bundesschätzungsbeirat
und in Landesschätzungsbeiräten ist möglich.

(3) Die Finanzlandesdirektionen haben zur
Durchführung der Bodenschätzung für die einzel-
nen Finanzamtsbereiche Schätzungsausschüsse zu
bilden. Diesen gehören an:

1. der Vorstand des zuständigen Finanzamtes
als Leiter des Schätzungsausschusses,

2. ein Bediensteter des Bodenschätzungsdienstes
als Stellvertreter des Leiters des Schätzungsaus-
schusses für die technische Durchführung der
Bodenschätzung,

3. zwei unter Bedachtnahme auf den Vorschlag
der zuständigen Landeslandwirtschaftskammer
berufene Mitglieder, die die im Abs. 1 Z. 3 vor-
gesehenen Voraussetzungen erfüllen; soweit von
der Landeslandwirtschaftskammer keine Personen
namhaft gemacht werden, ist von der Beiziehung
solcher Mitglieder abzusehen,

4. ein Bediensteter der Vermessungsbehörde
für die vermessungstechnischen Belange; es sei
denn, daß vermessungstechnische Arbeiten für
den Schätzungsausschuß nicht erforderlich sind.

(4) Die in den Abs. 1 bis 3 jeweils unter Z. 3
berufenen Mitglieder üben ihre Funktionen
ehrenamtlich aus. Alle in den Abs. 1 bis 3 ange-
führten Personen sind verpflichtet, über alle
ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Amts-, Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nisse Verschwiegenheit zu bewahren. Auf Ver-
letzungen der Geheimhaltungspflicht finden die
Bestimmungen der §§ 251 und 252 des Finanz-
strafgesetzes, BGBl. Nr. 129/1958, Anwendung.
Die für die Bodenschätzung maßgebenden objek-
tiven Verhältnisse, das sind die natürlichen Er-
tragsbedingungen, unterliegen der Geheimhal-
tungspflicht nicht.

(5) Der Vorsitzende des Bundesschätzungsbei-
rates sowie die Vorsitzenden der Landesschät-
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zungsbeiräte leiten die Verhandlungen jener Bei-
räte, für die sie bestellt wurden. Abstimmungen
finden nicht statt. Ein Beirat ist funktionsfähig,
wenn die in Abs. 1 und 2 jeweils unter Z. 1
und 2 angeführten Mitglieder vollzählig, die in
den gleichen Absätzen unter Z. 3 angeführten
Mitglieder zumindest zur Hälfte bei ordnungs-
gemäßer Ladung aller Mitglieder anwesend sind.
Die Ladung ist ordnungsgemäß, wenn sie min-
destens zwei Wochen vor dem Beratungstermin
abgesendet wurde.

(6) Der Bundesminister für Finanzen hat ent-
sprechend den im Abs. 5 dargelegten Grund-
sätzen im Verordnungswege eine Geschäftsord-
nung für Bundesschätzungsbeirat, Landesschät-
zungsbeiräte und Schätzungsausschüsse zu erlas-
sen und hiebei die Höhe der Entschädigung für
den Aufwand, der dem in den Abs. 1 bis 3 jeweils
unter Z. 3 umschriebenen Personenkreis in Aus-
übung der Funktion notwendigerweise erwächst,
festzusetzen.

§ 5. (1) Als Vergleichsflächen der Bodenschät-
zung dienen die Musterstücke. Diese sind Boden-
flächen, die zur Sicherung der Gleichmäßigkeit
der Bodenschätzung und zur Schaffung festste-
hender Hauptstützpunkte vom Bundesministe-
rium für Finanzen nach Beratung im Bundes-
schätzungsbeirat auszuwählen und zu schätzen
sind (Bundesmusterstücke).

(2) Die Musterstücke sind in allen Teilen des
Bundesgebietes so auszuwählen, daß das einzelne
Musterstück für seine Umgebung kennzeichnend
ist, so daß die Gesamtheit der Musterstücke einen
Querschnitt über die im Bundesgebiet haupt-
sächlich vorhandenen Bodenflächen hinsichtlich
ihrer natürlichen Ertragsfähigkeit darstellt.

(3) Die Musterstücke sind nach ihrer durch
die natürlichen Ertragsbedingungen bewirkten
Ertragsfähigkeit zueinander ins Verhältnis zu set-
zen. Dieses Verhältnis ist in einem Hundertsatz
(Wertzahl) auszudrücken. Die ertragsfähigste Bo-
denfläche erhält die Wertzahl 100.

(4) Die Finanzlandesdirektionen haben im Be-
darfsfall nach Beratung im zuständigen Landes-
schätzungsbeirat unter Beachtung der für die
Bundesmusterstücke geltenden Grundsätze wei-
tere Musterstücke auszuwählen und zu schätzen
(Landesmusterstücke).

(5) Die Ergebnisse der Schätzung der Bundes-
musterstücke und der Landesmusterstücke sind
vom Bundesminister für Finanzen im „Amts-
blatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. Die
gemäß § 8 Abs. 1 für die Musterstücke zu ermit-
telnden Wertzahlen erhalten durch die Kund-
machung rechtsverbindliche Kraft. Hiebei sind
für jedes Musterstück die die Ertragsfähigkeit
dieses Musterstückes beeinflussenden Umstände
anzuführen.

(6) Sofern Musterstücke nicht mehr als Ver-
gleichsflächen geeignet sind, ist dies im Sinne des
Abs. 5 ebenfalls kundzumachen.

§ 6. Die nicht als Musterstücke ausgewählten
landwirtschaftlich genutzten Bodenflächen sind
unter Zugrundelegung der rechtsverbindlichen
Ergebnisse der Schätzung der Musterstücke (§ 5
Abs. 5) zu schätzen.

§ 7. (1) Alle landwirtschaftlich genutzten Bo-
denflächen einschließlich der Musterstücke sind
nach ihren natürlichen Ertragsbedingungen

1. dem Ackerland mit den Kulturarten
Ackerland und
Acker-Grünland,

2. dem Grünland mit den Kulturarten
Grünland,
Grünland-Acker,
Grünland-Wiese,
Grünland-Bergmahd,
Grünland-Streu und
Grünland-Hutweide

zuzuordnen, dabei sind Nutzungen, die den
natürlichen Ertragsbedingungen nicht entspre-
chen, zum Beispiel Ackerwiesen und Ackerwei-
den, unberücksichtigt zu lassen. Bei einem regel-
mäßigen Wechsel verschiedener Kulturarten auf
derselben Fläche (Wechselland) ist die gemäß den
natürlichen Ertragsbedingungen vorherrschende
Kulturart anzunehmen.

(2) Die wesentlichen Merkmale für die einzel-
nen Kulturarten sind in der Anlage enthalten, die
einen Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildet.

(3) Wege, Gräben, Hecken, Grenzraine, Was-
serlöcher, Gebüsch u. dgl. sind der Grundstücks-
fläche, zu der sie gehören, zuzurechnen, soweit
sie nicht in dem von den Vermessungsbehörden
geführten Kataster gesondert ausgeschieden sind.
Landwirtschaftliche Kulturarten bis zu einer
Größe von 300 m2 sind bei der Bodenschätzung
der angrenzenden Kulturart zuzurechnen.

§ 8. (1) Bei der Ermittlung der Wertzahlen
für die Musterstücke gemäß § 5 Abs. 3 und für
die danach zu schätzenden übrigen landwirtschaft-
lich nutzbaren Bodenflächen sind alle die Ertrags-
fähigkeit beeinflussenden Umstände, das sind
beim Ackerland besonders die Bodenart, die Zu-
standsstufe und die Entstehungsart und beim
Grünland besonders die Bodenart, die Zustands-
stufe, die Klimastufe und die Wasserverhältnisse,
zu berücksichtigen.

(2) Für das Ackerland sind zwei Wertzahlen
(Bodenzahl und Ackerzahl) festzustellen. Die Bo-
denzahl hat die durch die Verschiedenheit der
Bodenbeschaffenheit im Zusammenhang mit den
Grundwasserverhältnissen bedingten Ertrags-
unterschiede zum Ausdruck zu bringen, wobei
für das ganze Bundesgebiet Einheitlichkeit der
Geländegestaltung, der klimatischen Verhältnisse
und der wirtschaftlichen Ertragsbedingungen zu
unterstellen ist. Abweichungen von den Unter-
stellungen bezüglich der Geländegestaltung und
der klimatischen Verhältnisse sowie die Beurtei-
lung anderer von der Natur gegebenen Besonder-
heiten sind in der Ackerzahl zu berücksichtigen.
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(3) Für das Grünland sind ebenfalls zwei Wert-
zahlen (Grünlandgrundzahl und Grünlandzahl)
festzustellen. Die Grünlandgrundzahl hat die auf
Grund der Beurteilung von Boden-, Klima- und
Wasserverhältnissen sich ergebenden Ertrags-
unterschiede zum Ausdruck zu bringen, wobei
für das ganze Bundesgebiet Einheitlichkeit der
Geländegestaltung und der wirtschaftlichen Er-
tragsbedingungen zu unterstellen ist. Abweichun-
gen von der Unterstellung bezüglich der Gelände-
gestaltung sowie die Beurteilung anderer von
der Natur gegebenen Besonderheiten sind in der
Grünlandzahl zu berücksichtigen.

§ 9. (1) Die gemäß § 6 zu schätzenden Boden-
flächen sind durch den Schätzungsausschuß an
Ort und Stelle auf ihre nachhaltige Ertragsfähig-
keit zu untersuchen, ohne auf die bestehenden
Eigentumsverhältnisse Rücksicht zu nehmen. Hie-
bei ist einheitlich der in der Gegend übliche Kul-
turzustand zu unterstellen. Verhältnisse, die die
Ertragsfähigkeit einer Bodenfläche nur vorüber-
gehend berühren, sind unberücksichtigt zu lassen.
Zusammenhängende Bodenflächen gleicher Er-
tragsfähigkeit sind in Klassen (Klassenflächen) zu-
sammenzufassen.

(2) In einer Kopie der Katastralmappe sind
insbesondere die Abgrenzungen der Klassenflä-
chen, die Bezeichnungen der Klassen, die für die
Klassen bestimmten Wertzahlen und die Gelände-
neigungen darzustellen.

§ 10. (1) Die Gemeinden haben die für die
amtlichen Arbeiten nötigen Kanzleiräume zur
Verfügung zu stellen, in gehörigem Zustand zu
halten und für die zur Unterstützung der Amts-
handlungen nötigen Hilfeleistungen gegen Ersatz
der Kosten Sorge zu tragen.

(2) Eigentümer und Nutzungsberechtigte der
zu schätzenden Bodenflächen sind verpflichtet, den
mit den Arbeiten zur Durchführung dieses Bun-
desgesetzes Beauftragten jederzeit das Betreten
dieser Flächen im notwendigen Ausmaß zu ge-
statten und die hiebei erforderlichen Maßnahmen,
zum Beispiel Aufgrabungen, zuzulassen. Ein An-
spruch auf Entschädigung besteht nicht.

(3) Die Vermessungsbehörden sind verpflichtet,
die bei der Durchführung dieses Bundesgesetzes
anfallenden Vermessungsarbeiten durchzuführen
und die für die Bodenschätzung erforderlichen
Kopien der Katastralmappe beizustellen.

§ 11. (1) Die Ergebnisse der Bodenschätzung
einschließlich der gemäß § 2 Abs. 2 und 3 durch-
geführten Überprüfungen und der gemäß § 3
durchgeführten Nachschätzungen sind zur allge-
meinen Einsichtnahme aufzulegen.

(2) Ergebnisse im Sinne des Abs. 1 sind die
Feststellungen, die zur Beschreibung und Kenn-
zeichnung der Bodenflächen nach

1. der Beschaffenheit,
2. der Ertragsfähigkeit,
3. der Abgrenzung

getroffen und in den Schätzungsbüchern und den
Schätzungskarten (§ 1 Abs. 3) niedergelegt sind.

(3) Die Einsichtnahme nach Abs. 1 hat grund-
sätzlich in den Diensträumen des Finanzamtes zu
erfolgen. Die Frist zur Einsichtnahme beträgt
einen Monat. Innerhalb dieser Frist hat jedoch
an einem Werktag unter Anwesenheit eines zur
Auskunftsleistung befähigten Bediensteten der
Finanzverwaltung die Einsichtnahme in geeigne-
ten Räumen der betreffenden Gemeinde zu erfol-
gen, sofern diese Gemeinde nicht mit der Sitz-
gemeinde des Finanzamtes ident ist. Die Ein-
sichtnahme innerhalb der Gemeinde ist bis auf
zwei bzw. drei Tage zu erweitern, wenn die von
der Einsichtnahme betroffenen Flächen 500 ha
bzw. 1000 ha überschreiten.

(4) Das Finanzamt hat vor Beginn dieser Frist
den Beginn und das Ende sowie den Ort der
Einsichtnahme öffentlich bekanntzugeben. Hiebei
ist gleichzeitig bekanntzugeben, an welchen Tagen
und in welchen Räumen die Einsichtnahme in
der Gemeinde stattfindet. Ferner ist hiebei be-
kanntzugeben, binnen welcher Frist und bei wel-
cher Behörde ein Rechtsmittel gegen die zur
Einsicht aufgelegten Ergebnisse eingebracht wer-
den kann. Die öffentliche Bekanntmachung hat
durch Anschlag in den Diensträumen des Finanz-
amtes und der zuständigen Gemeinde zu erfol-
gen. Überdies ist von der Einsichtnahme die ört-
lich zuständige gesetzliche berufliche Vertretung
der Land- und Forstwirte zu verständigen.

(5) Abweichend von den Bestimmungen des
Abs. 4 ist die öffentliche Bekanntmachung durch
Benachrichtigung aller Betroffenen zu ersetzen,
wenn die von der Einsichtnahme betroffenen
Flächen 50 ha nicht übersteigen. Der Tag der Zu-
stellung der Benachrichtigung gilt dann als Beginn
der Einsichtnahmefrist.

(6) Die zur Einsicht aufgelegten Schätzungs-
ergebnisse sind ein gesonderter Feststellungs-
bescheid im Sinne des § 185 der Bundesabgaben-
ordnung (BGBl. Nr. 194/1961). Die Bekanntgabe
dieser Feststellung gilt mit Ablauf des letzten
Tages der Frist als erfolgt.

§ 12. (1) Im Rechtsmittelverfahren gegen die
gemäß §11 zur Einsichtnahme aufgelegten Schät-
zungsergebnisse gelten die für Rechtsmittel vor-
gesehenen Bestimmungen der Bundesabgaben-
ordnung.

(2) Vor der Entscheidung der Abgabenbehörde
zweiter Instanz ist der Landesschätzungsbeirat zu
hören.

§ 13. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes
haben die rechtskräftig festgestellten Ergebnisse
der Bodenschätzung den Vermessungsbehörden
zu übermitteln.

(2) Die Vermessungsbehörden haben daraus für
jedes Grundstück die Ertragsmeßzahl gemäß § 14
zu ermitteln. Bei Änderung im Flächenausmaß
eines Grundstückes ist die Ertragsmeßzahl neu
zu berechnen.
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§ 14. (1) Die Ertragsmeßzahl ist das Produkt
der Fläche des Grundstückes in Ar mit der Acker-
oder Grünlandzahl (Wertzahlen). Hiebei sind
Ausmaße bis 0,5 Ar ab- und über 0,5 Ar auf-
zurunden.

(2) Bestehen innerhalb eines Grundstückes
mehrere Teilflächen mit verschiedenen Acker-
oder Grünlandzahlen, so bildet die Summe der
Produkte der Ausmaße der einzelnen Teilflächen
in Ar mit der jeweiligen Wertzahl die Ertrags-
meßzahl des Grundstückes.

(3) Eine Teilfläche ist in die benachbarte ein-
zubeziehen, wenn das Produkt aus ihrem Ausmaß
in Ar und dem Unterschied der Wertzahlen klei-
ner als die Gesamtfläche des Grundstückes in Ar
oder gleich dieser ist. Benachbart ist jene an-
schließende größere Teilfläche des gleichen Grund-
stückes, die den geringsten Unterschied der Wert-
zahlen aufweist,

§ 15. Die gemäß § 14 ermittelten Ertragsmeß-
zahlen sind in den Grundstücksverzeichnissen und
den Grundbesitzbogen des Grenz- und des
Grundsteuerkatasters einzutragen.

§ 16. (1) Die Ertragsmeßzahl eines Grundstük-
kes geteilt durch dessen Flächeninhalt oder die
Summe der Ertragsmeßzahlen von mehreren
Grundstücken geteilt durch deren Gesamtflächen-
iahalt bildet die Bodenklimazahl.

(2) Die Bodenklimazahl gibt das Verhältnis
der natürlichen Ertragsfähigkeit der in Betracht
gezogenen Flächen zu der ertragsfähigsten Boden-
fläche des Bundesgebietes mit der Wertzahl 100
an.

§ 17. (1) Die Vorschriften des Bodenschätzungs-
gesetzes vom 16. Oktober 1934, Deutsches RGBl.
I S. 1050, sowie die hiezu ergangenen Durch-
führungsvorschriften, insbesondere die Durch-
führungsbestimmungen zum Bodenschätzungs-
gesetz vom 12. Februar 1935, Deutsches RGBl. I
S. 198, samt Berichtigung hiezu vom 22. Fe-
bruar 1935, Deutsches RGBl. I S. 276, und die
Verordnung über die Offenlegung der Ergebnisse
der Bodenschätzung vom 31. Jänner 1936, Deut-
sches RGBl. I S. 120, werden unbeschadet der
Bestimmungen der Absätze 2 bis 4 aufgehoben.

(2) Die Bestimmungen der §§ 13 bis 16 dieses
Bundesgesetzes finden auch für die nach den im
Abs. 1 angeführten Rechtsvorschriften ermittel-
ten Bodenschätzungsergebnisse Anwendung.

(3) Die bereits nach den im Abs. 1 angeführten
Bestimmungen durchgeführten Bodenschätzungen
sind einer Bodenschätzung im Sinne des § 1
gleichzuhalten. In Katastralgemeinden, in denen
bisher noch keine Bodenschätzung nach den im
Abs. 1 angeführten Bestimmungen abgeschlossen
werden konnte, sind hinsichtlich der Ermittlung
der Bodenschätzungsergebnisse vorbehaltlich der
Bestimmungen des dritten Satzes die im Abs. 1
angeführten bisherigen Rechtsvorschriften zur

Durchführung dieser Bodenschätzung — läng-
stens jedoch bis 31. Dezember 1973 — anzuwen-
den. Hinsichtlich der Einsichtnahme (§ 11), des
Rechtsmittelverfahrens (§ 12) und der im Abs. 2
angeführten Bestimmungen haben bereits die Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes sinngemäß An-
wendung zu finden.

(4) Bis zur Kundmachung der Musterstücke
nach § 5 — längstens jedoch bis 31. Dezember
1973 — sind erforderliche Nachschätzungen nach
den im Abs. 1 angeführten Rechtsvorschriften
unter Beachtung der Bestimmungen des Abs. 3
dritter Satz durchzuführen.

(5) Die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 wirken
erstmalig auf den Beginn jenes Kalenderjahres,
das den Kundmachungen der Musterstücke gemäß
§ 5 folgt.

§ 18. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist hinsichtlich des § 4 Abs. 3 Z. 4, § 10
Abs. 3, § 13 Abs, 2, § M und § 15 der Bundes-
minister für Bauten und Technik im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen, hin-
sichtlich des § 4 Abs. 1 Z. 3 der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft und hin-
sichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundes-
minister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Moser Weihs

Anlage

Die Kulturarten der Bodenschätzung (§ 7
Abs. 1) werden durch folgende Merkmale be-
stimmt:

1. Ackerland (A). Das Ackerland umfaßt die
Bodenflächen zum feldmäßigen Anbau von Ge-
treide, Hülsenfrüchten, Hackfrüchten, Handels-
gewächsen, Futterpflanzen und die dem feldmäßi-
gen Anbau von Gartengewächsen dienenden Flä-
chen.

2. Acker-Grünland (AGr). Die Bezeichnung
Acker-Grünland wird angewendet für

a) das eigentliche Wechselland, bei dem auf
der gleichen Fläche Acker- und Grünland-
nutzung zeitlich wechseln, wobei die Acker-
nutzung überwiegt;

b) Flächen, die bei gleichen natürlichen Er-
tragsbedingungen Acker- und Grünland-
nutzung in größerem Umfang räumlich
nebeneinander aufweisen, wobei die Acker-
nutzung jedoch überwiegt.

3. Grünland (Gr). Als Grünland werden Dauer-
grasflächen bezeichnet, die in der Regel zur Fut-
tergewinnung gemäht werden und mit Großvieh
beweidet werden können.

4. Grünland-Acker (GrA). Hiefür gilt dasselbe
wie für Acker-Grünland, doch überwiegt die
Grünlandnutzung.
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5. Grünland-Wiese (GrW). Als Grünland-Wiese
werden Dauergrasflächen bezeichnet, die zwar
noch zur Futtergewinnung gemäht werden, zu-
folge ihrer feuchten Lage aber durch Großvieh
nicht beweidet werden können.

6. Grünland-Bergmahd (GrBgm). Als Grün-
land-Bergmahd werden Dauergrünlandflächen im
Hochgebirge bezeichnet, die für die Beweidung
zu steil sind und ausschließlich der Heugewin-
nung dienen.

7. Grünland-Streu (GrStr). Als Grünland-Streu
werden nasse Dauergrünlandflächen bezeichnet,
die vorwiegend der Streunutzung dienen.

8. Grünland-Hutweide (GrHu). Als Grünland-
Hutweide werden Dauergrünlandflächen bezeich-
net, die nur geringe Ertragsfähigkeit haben, land-
wirtschaftlich nicht bestellt werden können und
nur eine gelegentliche Weidenutzung zulassen.

2 3 4 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 10. Juli 1970, be-
treffend die Abänderung des durch Verord-
nung des Bundesministeriums für Landesver-
teidigung vom 14. Juni 1968, BGBl. Nr. 227,
bestimmten Gefährdungsbereiches des Muni-

tionslagers Hörsching

Auf Grund des § 9 des Bundesgesetzes vom
31. Mai 1967 über militärische Munitionslager,
BGBl. Nr. 197, wird verordnet:

§ 1. Als Gefährdungsbereich des Munitions-
lagers Hörsching werden die im § 2 näher be-
zeichneten Teile der Katastralgemeinde Neubau
(Gerichtsbezirk Linz-Land) bestimmt. Die ge-
naue Abgrenzung der vom Gefährdungsbereich
erfaßten Teile ist aus den, einen Bestandteil
dieser Verordnung bildenden Anlagen 1 und 2
im einzelnen ersichtlich.

§ 2. (1) In den engeren Gefährdungsbereich
des Munitionslagers Hörsching fallen jene Grund-
stücke und Teile von Grundstücken, die inner-
halb der aus Anlage 2 ersichtlichen, rot gezeich-
neten Einhüllenden liegen.

(2) In den weiteren Gefährdungsbereich des
Munitionslagers Hörsching fallen jene Grund-
flächen und Teile von Grundflächen, die zwi-
schen den, aus Anlage 2 ersichtlichen, rot und
blau gezeichneten Einhüllenden liegen.

§ 3. (1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf
einer Woche nach dem Tage der Kundmachung
in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministeriums
für Landesverteidigung vom 14. Juni 1968,
BGBl. Nr. 227, außer Kraft.

Freihsler

Anlage 1

Verzeichnis der ganz oder teilweise im Gefähr-
dungsbereich des Munitionslagers Hörsching lie-
genden Grundstücke der Katastralgemeinde Neu-

bau
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235 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 17. Juli 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über den
Beförderungsvertrag im internationalen
Straßengüterverkehr vom 19. Mai 1956

(CMR)
Nach Mitteilung des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen haben die Schweiz am
27. Feber 1970 ihre Ratifikationsurkunde und
Ungarn am 29. April 1970 seine Beitrittsurkunde
zum Übereinkommen über den Beförderungs-
vertrag im internationalen Straßengüterverkehr
(CMR) (BGBl. Nr. 138/1961, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 398/1969) hinterlegt.

Ferner hat das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland am 12. Novem-
ber 1969 dem Generalsekretär der Vereinten
Nationen gemäß Artikel 46 des Übereinkom-
mens mitgeteilt, daß der Geltungsbereich des
Übereinkommens auch auf die Insel Man ausge-
dehnt wird.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Beitritts-
urkunde hat Ungarn folgenden Vorbehalt er-
klärt:

Die Volksrepublik Ungarn erachtet sich an
Artikel 47 des Übereinkommens nicht gebunden.

Das Übereinkommen ist somit für die Schweiz
am 28. Mai 1970, für Ungarn am 28. Juli 1970
und für die Insel Man am 10. Feber 1970 in
Kraft getreten.

Kreisky

236 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 17. Juli 1970 betreffend den Beitritt
Islands zum Protokoll über Rechtsfähigkeit,
Privilegien und Immunitäten der Europäi-

schen Freihandelsassoziation
Nach Mitteilung der Regierung Schwedens hat

Island am 19. Mai 1970 seine Beitrittsurkunde
zum Protokoll über Rechtsfähigkeit, Privilegien
und Immunitäten der Europäischen Freihandels-
assoziation (BGBl. Nr. 142/1961, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 124/1963) hinterlegt.

Das Protokoll ist gemäß seinem Artikel 21
am selben Tag für Island in Kraft getreten.

Kreisky

2 3 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 17. Juli 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Wiener Übereinkommens über
diplomatische Beziehungen samt Fakultativ-
protokoll über die obligatorische Beilegung
von Streitigkeiten, beide vom 18. April 1961

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben folgende weitere

Staaten das Wiener Übereinkommen über diplo-
matische Beziehungen vom 18. April 1961 (BGBl.
Nr. 66/1966, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 212/1967) ratifiziert
oder sind diesem beigetreten:

Australien, Belgien, Botswana, Bulgarien,
Burundi, Chile, China, Cypern, Dänemark,
Finnland, Honduras, Italien, Kuwait, Lesotho,
Mali, Marokko, Nigeria, Norwegen, Paraguay,
Peru, Portugal, Rumänien, Somalia, Spanien,
Swaziland, Tunesien, Uruguay; ferner haben
Barbados und Mauritius erklärt, sich auch nach
Erlangung der Unabhängigkeit an dieses Über-
einkommen gebunden zu erachten.

Folgende weitere Staaten haben das Fakulta-
tivprotokoll über die obligatorische Beilegung
von Streitigkeiten vom 18. April 1961 (BGBl.
Nr. 66/1966, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 212/1967) ratifiziert
oder sind diesem beigetreten:

Australien, Belgien, Botswana, Bulgarien,
Chile, Dänemark, Finnland, Italien, Norwegen,
Paraguay; ferner hat Mauritius erklärt, sich auch
nach Erlangung der Unabhängigkeit an dieses
Protokoll gebunden zu erachten.

Die nachstehenden Staaten haben Vorbehalte
zu dem Übereinkommen gemacht, die in der
deutschen Übersetzung folgenden Wortlaut
haben:

Botswana
Mit dem Vorbehalt, daß Artikel 37 des Über-

einkommens nur auf der Grundlage der Gegen-
seitigkeit anwendbar sein soll.

Kuwait
Falls der Staat Kuwait Grund zur Annahme

hat, daß das diplomatische Kuriergepäck etwas
enthält, das gemäß Artikel 27 Absatz 4 des
Übereinkommens nicht als Kuriergepäck beför-
dert werden darf, ist er der Ansicht, berechtigt
zu sein, zu verlangen, daß das Kuriergepäck in
Anwesenheit des Vertreters der (betreffenden)
diplomatischen Mission geöffnet werde. Falls
diese Aufforderung von dem Vertreter des Ent-
sendestaates abgelehnt wird, wird das diplo-
matische Kuriergepäck an seinen Herkunftsort
zurückgesendet.

Die Regierung Kuwaits erklärt, daß ihr Bei-
tritt zum Übereinkommen weder eine Anerken-
nung „Israels" noch die Aufnahme durch das
Übereinkommen geregelter Beziehungen mit ihm
bedeutet.

Marokko

Das Königreich Marokko tritt dem Überein-
kommen mit dem Vorbehalt bei, daß Artikel 37
Absatz 2 keine Anwendung findet.
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Portugal

Die im Artikel 37 Absatz 2 des Übereinkom-
mens vorgesehenen diplomatischen Immunitäten
und Vorrechte, die im Gewohnheitsrecht und in
der Staatenpraxis zugunsten des Missonschefs
und des diplomatischen Personals der Mission
anerkannt und zugestanden •werden, können von
der Regierung Portugals anderen Kategorien des
Missionspersonals, einschließlich des Verwal-
tungs- und technischen Personals, nicht gewährt
werden.

Kreisky

238. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 17. Juli 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Wiener Übereinkommens über
konsularische Beziehungen samt Fakultativ-
protokoll über die obligatorische Beilegung
von Streitigkeiten, beide vom 24. April 1963

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben folgende weitere Staaten
das Wiener Übereinkommen über konsularische
Beziehungen vom 24. April 1963 (BGBl. Nr. 318/
1969) ratifiziert oder sind diesem beigetreten:

Irak, Mauritius, Paraguay, Spanien, Uruguay
und die Vereinigten Staaten von Amerika.

Folgende weitere Staaten haben das Fakultativ-
protokoll über die obligatorische Beilegung von
Streitigkeiten vom 24. April 1963 (BGBl.
Nr. 318/1969) ratifiziert oder sind diesem bei-
getreten:

Mauritius, Uruguay und die Vereinigten
Staaten von Amerika.

Kreisky

2 3 9 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
17. Juli 1970 über die Aufhebung einiger
Worte im § 2 der Verordnung über eine all-
gemeine Geschwindigkeitsbeschränkung im
Straßenverkehr anläßlich der Pfingstfeiertage
1969, BGBl. Nr . 153/1969, durch den Ver-

fassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den Bestimmungen der §§ 60 und 61 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 25. Juni 1970, V 7/70-9, die im
§ 2 der Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 12. Mai
1969 aber eine allgemeine Geschwindigkeits-
beschränkung im Straßenverkehr anläßlich der

Pfingstfeiertage 1969, BGBl. Nr. 153, enthaltenen
Worte „ . . . darf jedoch die Geldstrafe nicht ge-
ringer als 1000 S und die Arreststrafe nicht ge-
ringer als zwei Tage sein" als gesetzwidrig auf-
gehoben.

(2) Die Aufhebung tritt am Tag der Rund-
machung in Kraft.

Staribacher

2 4 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 22. Juli 1970 über die Aufhebung des
§ 55 Abs. 4 des Kraftfahrgesetzes 1967 durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
gemäß den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 26. Juni 1970, G 38/69-15, V 20/
69, dem Bundeskanzler zugestellt am 17. Juli
1970, den § 55 Abs. 4 des Kraftfahrgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 267, als verfassungswidrig aufgeho-
ben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Mai 1971 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky

241.

P R O T O K O L L
der XXI. Tagung der in Artikel 6 des Ab-
kommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Italienischen Re-
gierung über die Regelung des erleichterten
Warenaustausches zwischen den österreichi-
schen Bundesländern Tirol und Vorarlberg
und der italienischen Region Trentino/Tiro-
ler Etschland vom 12. Mai 1949*) vorge-

sehenen Gemischten Kommission

Die in Art. 6 des Abkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Ita-
lienischen Regierung über die Regelung des er-
leichterten Warenaustausches zwischen den öster-
reichischen Bundesländern Tirol und Vorarlberg
und der italienischen Region Trentino/Tiroler
Etschland vorgesehene Gemischte Kommission
hat ihre XXI. Tagung in der Zeit vom 25. bis
29. Mai 1970 in Innsbruck-Igls abgehalten.

•) BGBl. Nr. 125/1957 in der Fassung der Kund-
machung BGBl. Nr. 267/1969.
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Die Gemischte Kommission hat die Abwick-
lung des Warenverkehrs zwischen den beteiligten
Regionen geprüft und folgendes vereinbart:

Artikel 1

An Stelle der dem Protokoll vom 6. Juni 1969
angeschlossenen Listen B treten die diesem Proto-
koll angeschlossenen Listen B mit 1. Oktober
1970 in Kraft und gelten bis 30. September 1971.

Artikel 2

Die Bestimmungen der Protokolle vom
17. Oktober 1953, 23. Juni 1954, 26. April 1955,
7. April 1956, 13. April 1957, 2. Oktober 1958,
29. Oktober 1959, 15. Juni 1961, 28. Juni 1962,
11. Mai 1963, 29. Mai 1964, 4. Juni 1965, 10. Juni
1966, 3. Juni 1967, 20. September 1968 und
6. Juni 1969 und die dazugehörigen Beilagen
bleiben, soweit sie nicht im Gegensatz zu den
Bestimmungen dieses Protokolls stehen, weiter-
hin in Kraft. Dies gilt insbesondere auch für jene
Bestimmungen des Protokolls vom 23. Juni 1954,
laut welchem die durch beiderseitige Liberalisie-
rungsmaßnahmen derzeit praktisch nicht wirk-
samen Kontingente der Listen A für den Fall
einer Abänderung der Liberalisierungsbestim-
mungen automatisch wieder voll in Kraft treten.

Artikel 3

Die in der dem Protokoll vom 6. Juni 1969
angeschlossenen Liste A und die in den diesem
Protokoll angeschlossenen Listen B vorgesehenen
Jahreskontingente erneuern sich automatisch um
ein Jahr, falls eine Tagung der Gemischten
Kommission vor Ablauf des Vertragsjahres nicht
stattfinden sollte.

Die im gegenwärtig laufenden Vertragsjahr
(1. Oktober 1969 bis 30. September 1970), die

im Zeitraum vom 1. Oktober 1970 bis 30. Sep-
tember 1971, bzw. die im Falle einer automati-
schen Verlängerung im neuen Vertragsjahre
erteilten Ein- und Ausfuhrbewilligungen können
jeweils auch über den Ablauf des entsprechenden
Vertragjahres hinaus ohne Anrechnung auf die
Kontingente des folgenden Vertragsjahres ausge-
nützt werden.

Die Kontingenterhöhungen, die auf diploma-
tischem Weg im laufenden Vertragsjahr oder
während der Gültigkeitsdauer dieses Protokolles
im Sinne des dem Protokoll vom 29. Mai 1964
beigeschlossenen Briefwechsels genehmigt werden,
finden auf die nach Ablauf des jeweiligen Ver-
tragsjahres neu in Kraft tretenden Kontingente
keine Anrechnung.

Artikel 4

Das vorliegende Protokoll tritt am 1. Oktober
1970 in Kraft und gilt bis zum 30. September
1971. Seine Gültigkeit verlängert sich automa-
tisch um ein Jahr, falls eine Tagung der Gemisch-
ten Kommission vor Ablauf des Vertragsjahres
nicht stattfinden sollte.

Gegeben zu Innsbruck-Igls, am 29. Mai 1970,
in zwei Ausfertigungen, jede in deutscher und
italienischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Der Vorsitzende der
österreichischen Delegation:

Dr. Meisl m. p.

Der Vorsitzende der
italienischen Delegation:

Dr. D. Soro m. p.

Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach Trentino/Tiroler Etschland
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Ausfuhr aus Trentino/Tiroler Etschland nach Tirol-Vorarlberg
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Der Vorsitzende der
Österreichischen Delegation

Innsbruck-Igls, am 29. Mai 1970

Herr Vorsitzender!

Im Verlauf der heute beendeten XXI. Tagung
der Gemischten Kommission sind die beiden
Delegationen wie folgt übereingekommen:

In dem Bestreben, die Entwicklung des Waren-
austausches zwischen den beiden begünstigten
Zonen weiter zu erleichtern, werden die für die
Verwaltung der Kontingente zuständigen öster-

reichischen und italienischen Zollbehörden er-
mächtigt, für die Zeit vom 1. Juni bis 30. Sep-
tember 1970 z u s ä t z l i c h die zollfreie Ein-
fuhr der unten angeführten Waren in der Höhe
der bei jeder Position angegebenen Beträge zu-
zulassen.

Die Gesamthöhe dieses zusätzlichen Waren-
austausches, die auf jeder Seite 120 Millionen Lire
beträgt, entspricht vier Zwölfteln der Erhöhung,
die der Gesamtplafond der Warenlisten B, die
dem am heutigen Tage unterzeichneten Proto-
koll angeschlossen sind, gegenüber dem Gesamt-
plafond der am 6. Juni 1969 in Riva am Garda-
see vereinbarten Listen B erfahren hat.

Ausfuhr aus Trentino/Tiroler Etschland nach Tirol-Vorarlberg
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Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach Trentino/Tirofer Etschland

Auf die vorstehend angeführten Kontingente
werden die Bestimmungen des Artikels 3 des
heute unterzeichneten Protokolls angewendet.

Ich bitte, Herr Vorsitzender, mir das Einver-
ständnis Ihrer Regierung mit Vorstehendem zu
bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Meisl m. p.

An den
Vorsitzenden der
Italienischen Delegation
I n n s b r u c k - I g l s
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Der Vorsitzende der
Italienischen Delegation

Innsbruck-Igls, am 29. Mai 1970

Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom heutigen Tage zu bestätigen, welches
folgendermaßen lautet:

„Im Verlauf der heute beendeten XXI. Ta-
gung der Gemischten Kommission sind die bei-
den Delegationen wie folgt übereingekommen:

In dem Bestreben, die Entwicklung des Waren-
austausches zwischen den beiden begünstigten
Zonen weiter zu erleichtern, werden die für die

Verwaltung der Kontingente zuständigen öster-
reichischen und italienischen Zollbehörden er-
mächtigt, für die Zeit vom 1. Juni bis 30. Sep-
tember 1970 z u s ä t z l i c h die zollfreie Ein-
fuhr der unten angeführten Waren in der Höhe
der bei jeder Position angegebenen Beträge zuzu-
lassen.

Die Gesamthöhe dieses zusätzlichen Warenaus-
tausches, die auf jeder Seite 120 Millionen Lire
beträgt, entspricht vier Zwölfteln der Erhöhung,
die der Gesamtplafond der Warenlisten B, die
dem am heutigen Tage unterzeichneten Proto-
koll angeschlossen sind, gegenüber dem Gesamt-
plafond der am 6. Juni 1969 in Riva am Garda-
see vereinbarten Listen B erfahren hat.

Ausfuhr aus Trentino/Tiroler Etschland nach Tirol-Vorarlberg

Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach Trentino/Tiroler Etschland
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Auf die vorstehend angeführten Kontingente
werden die Bestimmungen des Artikels 3 des
heute unterzeichneten Protokolls angewendet.

Ich bitte, Herr Vorsitzender, mir das Einver-
ständnis Ihrer Regierung mit Vorstehendem zu
bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich beehre mich, Ihnen das Einverständnis
meiner Regierung mit Vorstehendem mitzutei-
len.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. D. Soro m. p.

An den
Vorsitzenden der
Österreichischen Delegation
Inmbruck-Igli

Kreisky

242.

(Übersetzung)
BUNDESMINISTERIUM

FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Dr. Friedrich H a r t l m a y r
a. o. und bev. Botschafter

Zl. 156.308-12/70

Wien, am 29. Juni 1970

Exzellenz!

Ich beehre mich, Euer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Österreichische Bundesregierung bereit
ist, mit der Regierung der Republik Korea zum
Zwecke der Ausweitung der gegenseitigen Bezie-
hungen folgendes Abkommen zu schließen:

1. Staatsbürger der Republik Österreich, die
einen gültigen Diplomaten- oder Dienstpaß, und
Staatsangehörige der Republik Korea, die einen
gültigen Diplomaten- oder Offizialpaß besitzen,
dürfen sichtvermerksfrei in das Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates einreisen und sich
dort sechs Monate aufhalten.
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2. (a) Inhaber von Diplomaten- oder Dienst-
pässen der Republik Österreich und Inhaber von
Diplomaten- oder Offizialpässen der Republik
Korea, die im anderen Vertragsstaat bei einer
dort befindlichen diplomatischen oder konsu-
larischen Vertretung ihres Staates in Verwen-
dung stehen, dürfen sich ohne Sichtvermerk für
die Dauer ihrer Dienstverwendung im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragsstaates aufhalten.

(b) Für die Dauer der Dienstverwendung der
in Absatz (a) erwähnten Personen dürfen sich
auch deren Familienangehörige im Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates aufhalten, voraus-
gesetzt, daß sie selbst Inhaber eines Diplomaten-
oder Dienst- bzw. Offizialpasses sind.

3. Jeder der beiden Vertragsstaaten kann
dieses Abkommen unter Einhaltung einer drei-
monatigen Kündigungsfrist aufkündigen.

Falls die vorstehenden Vorschläge die Zustim-
mung der Regierung der Republik Korea finden,
beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese Note
und die Antwortnote Euer Exzellenz hiezu ein
Abkommen zwischen den beiden Vertragsstaaten
in dieser Angelegenheit bilden, welches am sech-
zigsten Tag nach Durchführung des Notenwech-
sels in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, die erneute Ver-
sicherung meiner vorzüglichen Hochachtung.

Dr. Hartlmayr m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Y a. n g s o o Yoo
außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter der Republik Korea

Wien

(Übersetzung)

BOTSCHAFT DER REPUBLIK KOREA
WIEN

Wien, am 29. Juni 1970

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang der Note Euer
Exzellenz vom 29. Juni 1970 zu bestätigen,
welche folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, Euer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Österreichische Bundesregierung bereit
ist, mit der Regierung der Republik Korea zum
Zwecke der Ausweitung der gegenseitigen Bezie-
hungen folgendes Abkommen zu schließen:

1. Staatsbürger der Republik Österreich, die
einen gültigen Diplomaten- oder Dienstpaß, und
Staatsangehörige der Republik Korea, die einen
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gültigen Diplomaten- oder Offizialpaß besitzen,
dürfen sichtvermerksfrei in das Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates einreisen und sich
dort sechs Monate aufhalten.

2. (a) Inhaber von Diplomaten- oder Dienst-
pässen der Republik Österreich und Inhaber von
Diplomaten- oder Offizialpässen der Republik
Korea, die im anderen Vertragsstaat bei einer
dort befindlichen diplomatischen oder konsu-
larischen Vertretung ihres Staates in Verwen-
dung stehen, dürfen sich ohne Sichtvermerk für
die Dauer ihrer Dienstverwendung im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragsstaates aufhalten.

(b) Für die Dauer der Dienstverwendung der
in Absatz (a) erwähnten Personen dürfen sich
auch deren Familienangehörige im Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates aufhalten, voraus-
gesetzt, daß sie selbst Inhaber eines Diplomaten-
oder Dienst- bzw. Offizialpasses sind.

3. Jeder der beiden Vertragsstaaten kann
dieses Abkommen unter Einhaltung einer drei-
monatigen Kündigungsfrist aufkündigen.

Falls die vorstehenden Vorschläge die Zustim-
mung der Regierung der Republik Korea finden,
beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese Note
und die Antwortnote Euer Exzellenz hiezu ein
Abkommen zwischen den beiden Vertragsstaaten
in dieser Angelegenheit bilden, welches am sech-
zigsten Tag nach Durchführung des Notenwech-
sels in Kraft tritt."

Ich beehre mich, Euer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Regierung der Republik Korea den vor-
stehenden Vorschlägen zustimmt und die Note
Euer Exzellenz und diese Antwortnote dazu ein
Abkommen zwischen den beiden Vertragsstaaten
in dieser Angelegenheit bilden, welches am sech-
zigsten Tag nach Durchführung des Notenwech-
sels in Kraft tritt.

Ich benütze diese Gelegenheit, Euer Exzellenz
die Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung zu erneuern.

Yangsoo Yoo m. p.

Botschafter der Republik Korea

Seiner Exzellenz Botschafter
Dr. Friedrich H a r t l m a y r
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich
Wien

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen tritt am 28. August 1970 in Kraft.

Kreisky


